Fragmenting Financialization. Profit Sharing in the German Metalworking and Electrical Industry by Thomas Haipeter & Christine Slomka
Fragmentierende Finanzialisierung. Erfolgsentgelte in der
deutschen Metall- und Elektroindustrie
Fragmenting Financialization. Profit Sharing in the German Metalworking and
Electrical Industry
Thomas Haipeter & Christine Slomka*
Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ), Universität Duisburg-Essen, Forsthausweg 2, 47048 Duisburg, Germany.
Thomas.Haipeter@uni-due.de; Christine.Slomka@uni-due.de
Zusammenfassung: Erfolgsentgelte gewinnen als Entgeltkomponente auch bei Tarifbeschäftigten an Bedeutung und sind
die wichtigste Ursache dafür, dass in den letzten Jahren die Spanne zwischen tatsächlichen und tariflichen Entgelten ge-
stiegen ist. Zugleich sind sie entgeltpolitischer Ausdruck der Finanzialisierung der Unternehmenssteuerung bei Groß-
unternehmen. Doch wie verbreitet sind Erfolgsentgelte tatsächlich? Wie werden sie kollektivvertraglich reguliert und
wie eng ist der Zusammenhang mit der Finanzialisierung von Unternehmen? Diese Fragen werden mit Blick auf die Me-
tall- und Elektroindustrie analysiert, in der Erfolgsbeteiligungen überdurchschnittlich weit verbreitet sind. Es zeigt sich,
dass Erfolgsentgelte zwar zunehmend an finanzwirtschaftliche und wertorientierte Kennziffern gebunden werden, aber
nicht das Ergebnis einer umfassenden Finanzialisierungsstrategie der Unternehmen sind. Die Entwicklungsdynamik der
Erfolgsentgelte beruht zudem auf einer wachsenden Umverteilung zwischen Kapital und Arbeit, zwischen Unternehmen
entlang von Wertschçpfungsketten und zwischen unterschiedlichen Beschäftigtengruppen, und sie trägt damit zur Frag-
mentierung der Entgeltstrukturen bei.
Schlagworte: Entlohnung; Erfolgsentgelte; Finanzialisierung; Industrielle Beziehungen; SOEP; IAB-Betriebspanel.
Summary: Profit sharing is a wage component of increasing importance and has been one of the main reasons for the up-
swing of wage drift in recent years. At the same time, profit sharing can be regarded as an expression of the financializa-
tion of corporate governance that has become widespread among large companies in Germany. How widespread are
profit sharing wages, and how closely are they connected to financial forms of corporate control? This article analyzes
the developments of profit sharing in the German metalworking and electrical industry, in which profit-sharing arrange-
ments have been widely adopted. Findings indicate that profit sharing is increasing with the use of financial and value-
oriented indicators; however, it is not part of a comprehensive strategy of financialization within companies. At the
same time, the dynamics of profit sharing are based on a growing redistribution of income between labor and capital,
between enterprises along value chains, and between different categories of employees – all contributing to the rising
fragmentation of wage structures.
Keywords:Wages; Profit Sharing; Financialization; Industrial Relations; GSOEP; IAB Establishment Panel.
1. Einleitung
Seit einigen Jahren berichten in den Frühjahrs-
monaten regelmäßig Pressemitteilungen und Fern-
sehmeldungen von hohen Erfolgsbeteiligungen der
Mitarbeiter. Im Zentrum dieser Berichte stehen ne-
ben Großunternehmen der Chemischen Industrie
und des Bankgewerbes vor allem die großen deut-
schen Automobilhersteller. In den Jahren 2012 und
2013 wurden von den Betrieben teilweise bis zu
10.000 Euro Erfolgsbeteiligung für die wirtschaftli-
chen Erfolge des jeweiligen Vorjahres ausgezahlt.
Erfolgsentgelte haben sich damit zu einer wichtigen
Entgeltkomponente entwickelt und waren in den
Jahren 2010 und 2011 eine wesentliche Ursache da-
für, dass die tatsächlichen Entgelte wieder stärker
gestiegen sind als die tariflichen Entgelte (Bispinck
2011). Wie aber ist der Bedeutungszuwachs der Er-
folgsentgelte einzuschätzen? Und welche Ursachen
hat er? Diese Fragen sollen im Folgenden am Bei-
spiel der Metall- und Elektroindustrie analysiert
werden.
Erfolgsbeteiligungen sind kein neues Phänomen. Es
gibt sie seit der Durchsetzung des Industriekapita-
lismus im 19. Jahrhundert, angetrieben manchmal
von Fürsorgemotiven, weit mehr aber noch von
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anti-gewerkschaftlichen Strategien der Unterneh-
men (Ramsay 1977). Lange Zeit wehrten sich in
Deutschland deshalb die Gewerkschaften gegen
eine Verbreitung dieser Entgeltkomponente. In den
1960er und 70er Jahren haben dann die Betriebs-
räte unter dem Eindruck hoher Wachstumsraten in
den wirtschaftlich überdurchschnittlich erfolgrei-
chen Betrieben übertarifliche Entgelte ausgehan-
delt, zu denen auch Erfolgsbeteiligungen gehçrten.
Die Nutzung der betrieblichen Verteilungsspiel-
räume bot den Betriebsräten wie kaum ein anderes
Politikfeld die Chance, sich eine eigene Loyalitäts-
basis bei den Beschäftigten zu schaffen (Bergmann
et. al. 1979). Seit Ende der 1970er Jahre brach je-
doch die Lohndrift und damit der Spielraum für Er-
folgsentgelte langsam ab.
Dennoch kehrte Ende der 1990er Jahre das Thema
Erfolgsbeteiligung auf die Tagesordnung zurück,
und diesmal lag die Initiative bei den Unternehmen
und ihren Verbänden, die bestehende Entgeltkom-
ponenten in Erfolgsbeteiligungen umwandeln woll-
ten. In der Metallindustrie forderten die Arbeit-
geberverbände 1999 erstmals, das Weihnachtsgeld
– das in der Branche 55 Prozent eines Monatsent-
geltes beträgt – an die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit der Betriebe zu knüpfen. Die Gewerk-
schaft lehnte diesen Vorschlag insbesondere wegen
des Einkommensrisikos für die Beschäftigten ab (IG
Metall 1999). Das Thema blieb aber virulent, weil
die Arbeitgeberverbände in der Tarifrunde des Jah-
res 2002 einen zweistufigen Entgelttarifvertrag mit
einer an betriebswirtschaftliche Kennziffern gebun-
denen betrieblichen Lohnkomponente forderten.
Nach internen Diskussionen um die zweistufige
Lohnpolitik (Huber & Hofmann 2003) wies die
Gewerkschaft aber auch diese Forderung zurück.
Damit sind Erfolgsentgelte bis heute in der Branche
– im Unterschied zur Chemischen Industrie oder
zum Bankgewerbe, bei denen in den Tarifverträgen
das Weihnachtsgeld innerhalb einer begrenzten
Spannweite variabilisiert wurde – keine tariflichen
Entgeltkomponenten, sondern betriebliche Zusatz-
leistungen, die ggf. in Form von Betriebsverein-
barungen oder in firmenbezogenen Tarifverträgen
kollektiv geregelt werden.
Wegen des Ausbleibens tarifpolitischer Impulse
liegt es nahe, die Triebkräfte für den Bedeutungs-
anstieg der Erfolgsentgelte auf der Ebene der Be-
triebe zu suchen. Das zentrale Erklärungsmodell
hierfür ist die Finanzialisierung der Unternehmens-
steuerung, als deren entgeltpolitischer Ausdruck Er-
folgsentgelte betrachtet werden kçnnen, wie wir
nachfolgend diskutieren (2.). Damit ist gleichwohl
wenig über die genauere Verbreitung der Erfolgs-
entgelte, über ihre betrieblichen Regulierungsfor-
men und ihre Regulierungspraxis mit Blick auf die
Motive, die Aushandlungen und Begründungsmus-
ter in den Betrieben gesagt. Erst auf dieser Grund-
lage lassen sich Aussagen darüber treffen, wie eng
die Einführung von Erfolgsentgelten tatsächlich mit
der Kapitalmarktorientierung von Unternehmen
verbunden ist und welche Folgen sie verteilungs-
politisch für die Beschäftigten haben. Diese Fragen
analysieren wir auf der Grundlage einer eigenen
empirischen Untersuchung, deren Methoden wir
kurz vorstellen werden (3.), bevor wir die Verbrei-
tung der Erfolgsentgelte in der Metall- und Elektro-
industrie und ihre kollektivvertragliche Einrichtung
(4.) und schließlich die betriebliche Regulierungs-
praxis eingehender beleuchten (5.). Die Befunde
werden im Schlusskapitel auch unter dem Aspekt
ihrer entgelt- und verteilungspolitischen Konse-
quenzen bewertet (6.).
2. Erfolgsentgelte als Ausdruck der
Finanzialisierung
Erfolgsentgelte sind die Entgeltkomponente, die die
grçßte Entsprechung zu kapitalmarktorientierten
Steuerungsformen der Unternehmen aufweist. Es
liegt daher nahe, ihre Dynamik als Folge der
Durchsetzung des Finanzmarktkapitalismus und
der damit einhergehenden Stärkung der Kapital-
marktorientierung von Unternehmen zu vermuten.
Der Begriff des Finanzmarktkapitalismus ist mitt-
lerweile als „heuristische Folie“ sowohl für die Ver-
änderungen des zeitgençssischen Kapitalismus als
auch für den Wandel der Arbeit und ihrer Regulie-
rung in den Diskursen der Arbeits- und Industrie-
soziologie fest etabliert (Minssen 2011). Zugleich
fügt sich die Ausrichtung von Entgeltbestandteilen
an der Gewinnentwicklung passgenau in die Orien-
tierung auf Renditeziele und Maximalrenditen
(Dçrre 2012) ein, wie sie als charakteristisch für
den Finanzmarktkapitalismus und als Ausdruck ei-
ner Finanzialisierung der Unternehmenssteuerung
beschrieben wird. Insofern lassen sich Erfolgsent-
gelte als entgeltpolitischer Ausdruck dieser Finan-
zialisierung deuten. Dabei ist aber zunächst noch
ungeklärt, welche Mechanismen dazu führen kçn-
nen, dass in den Unternehmen eine finanzmarktori-
entierte Unternehmenssteuerung in variable Er-
folgsentgelte übersetzt wird.
Was genau ist mit Finanzmarktkapitalismus und Fi-
nanzialisierung gemeint? Fasst man die Literatur
zusammen, zeichnet sich der Finanzmarktkapitalis-
mus durch drei Merkmale aus: erstens das Überspa-
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ren, das sich mit Huffschmid (2007) auf die Umver-
teilung zwischen Lçhnen und Profiten, die Verlang-
samung des Wachstums wegen nachlassender Ge-
samtnachfrage sowie schließlich die Privatisierung
der Alterssicherung zurückführen lässt; zweitens
die Entstehung der neuen „Dienstklasse des Finanz-
marktkapitalismus“ (Windolf 2008), also vor allem
der Finanzinvestoren, die Finanzvermçgen von An-
legern sammeln und dies auf unterschiedliche Weise
und mit unterschiedlicher Risikoorientierung ren-
ditebringend anzulegen versuchen; und drittens
schließlich der Wandel der Kontrollformen für In-
vestoren und der Steuerungsformen von Unterneh-
men in Richtung einer Stärkung der externen Kon-
trolle durch die Finanzmärkte, einer Ausrichtung
der Unternehmen am Unternehmensleitbild der
Maximierung des Shareholder Value und der
Durchsetzung finanzwirtschaftlicher Kontrollkon-
zepte, in denen das Unternehmen als laufend zu op-
timierendes Vermçgensportfolio mit dem Ziel kurz-
fristiger Profitrealisierung betrachtet wird (Fligstein
1990). Dazu werden Unternehmen in profitverant-
wortliche Einheiten dezentralisiert, die mit Hilfe fi-
nanzwirtschaftlicher Kennziffern anhand vorgege-
bener Ziele bewertet werden.
Diese Entwicklung ist auch als Finanzialisierung
der Unternehmenssteuerung und als neues Leitbild
der Unternehmensführung (Dçrre 2012) beschrie-
ben worden. Der Begriff der Finanzialisierung ist
mit unterschiedlichen Bedeutungen belegt worden,
sei es als wachsender Anteil der Finanzindustrie an
der Volkswirtschaft, sei es als zunehmende Absorp-
tion der Profite durch die Finanzindustrie oder sei es
als Umverteilungsprozess zugunsten der Shareholder
(Krippner 2005). Mit Blick auf die Unternehmens-
steuerung meint Finanzialisierung zweierlei: Zum ei-
nen die bereits angesprochene Einführung finanz-
wirtschaftlicher Kontroll- und Steuerungsformen,
und zum anderen eine neue Begründungsordnung,
mit der das Management sein Handeln zu rationali-
sieren und zu legitimieren versucht (Kädtler 2009).
Insofern ist der Finanzialisierungsbegriff breiter als
der des Finanzmarktkapitalismus, weil finanziali-
sierte Kontrollformen und Begründungsordnungen
auch von Unternehmen angewendet werden kçn-
nen, die wegen ihrer Eigentümerstrukturen, sei es
als Unternehmen im Familienbesitz oder auch als
Stiftungsunternehmen, gar nicht auf den Kapital-
märkten präsent sind.
Die Finanzialisierung hat zum einen eine Stoßrich-
tung nach außen; Unternehmensleitungen erfinden
und verbreiten „Erzählungen“, die Investoren, Ana-
lysten und Ratingagenturen von der Kohärenz und
Klarheit der strategischen Zielsetzungen des Ma-
nagements überzeugen sollen (Froud et. al. 2006).
Finanzialisierte Begründungsordnungen wirken zum
anderen aber auch nach innen gegenüber den Be-
schäftigten und ihren Interessenvertretungen, so-
fern finanzwirtschaftliche Vorgaben glaubhaft als
Sachzwänge der Märkte dargestellt werden kçn-
nen. Dies gilt zunächst ganz allgemein für Forde-
rungen einer Mindestrendite, die zur Steuerung von
Investitionen und Geschäftsfeldern genutzt wird;
schon dann lässt sich von einer Finanzialisierung
sprechen. Als Teil einer Begründungsordnung wer-
den diese aber teilweise mit zusätzlichen Argumen-
ten versehen, sei es die Befriedigung der Interessen
von Anteilseignern – und damit die Schaffung von
Shareholder Value – oder sei es die Unternehmens-
wertorientierung resp. die wertorientierte Unter-
nehmensführung (Stern et. al. 2002). Der Verweis
auf den Unternehmenswert bietet gegenüber dem
Konzept des Shareholder Value zumindest zwei
Vorteile für die Unternehmensleitungen. Erstens
wird auf diese Weise die ausdrückliche Ausrichtung
an den wirtschaftlichen Partikularinteressen der
Eigentümer vermieden, die in den Unternehmen zu
offenen Verteilungskonflikten mit anderen An-
spruchsgruppen – den Beschäftigten – führen kçnn-
ten (Kädtler 2009: 14). Und zweitens wird damit
eine Orientierung auch auf langfristige Wertsteige-
rungen und auf die Interessen anderer Stakeholder
konzeptionell anschlussfähig (Chahed et. al. 2004:
53f.), so auch für die langfristig ausgerichteten Be-
schäftigungsinteressen der Arbeitnehmervertretun-
gen, gegenüber denen Begründungsoptionen für die
Notwenigkeit von Lohnverzicht und materiellen
Konzessionen geschaffen werden. Denn wenn Be-
schäftigung nur durch Wertsteigerung erhalten wer-
den kann, dürfen die Lçhne die Wertsteigerung
nicht gefährden.
Zum Kernbestand der wertorientierten Unterneh-
mensführung gehçrt die Messung des Unterneh-
menswertes. Diese Messung ermçglicht die Beurtei-
lung der vergangenen Performance und liefert
zugleich die Grundlage für zukunftsbezogene stra-
tegische Entscheidungen über Auslagerungen, Zu-
käufe und Investitionen (Faust et. al. 2011: 190).
Die zentrale Grçße dafür ist die Mindestrendite, die
vom Unternehmen und seinen Geschäftseinheiten
erzielt werden muss. Die Mindestrendite ergibt sich
aus den „Opportunitätskosten des Kapitals“ (Bon-
trup & Springop 2002), also der Verzinsung, die
der Investor bei vergleichbarem Risiko mit anderen
Investments durchschnittlich verdienen kçnnte. Die
Berechnung der Kapitalkosten liegt den wertorien-
tierten Kennziffern zugrunde, die zur Messung des
Shareholder Value oder des Unternehmenswertes
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entwickelt worden sind. Der wesentliche Unter-
schied zu traditionellen Kennziffern besteht darin,
dass die Kapitalkosten ausdrücklich berechnet wer-
den und dass als wertbildend diejenigen Cash Flows
oder Ergebnisse betrachtet werden, die diesen Wert
überschreiten (Chahed et. al. 2004: 20ff.). Strategi-
sche Investitions- und Akquisitionsentscheidungen
richten sich danach, ob für sie eine Rendite ober-
halb der geforderten Mindestverzinsung nach-
gewiesen kann. Auch von den Geschäftseinheiten
der Unternehmen – resp. den operativen Einheiten,
bis zu denen Verzinsungsansprüche heruntergebro-
chen werden – wird die Erfüllung der finanzwirt-
schaftlichen Vorgaben erwartet. Erreichen sie die
Anforderungen nicht, bestehen zwei Mçglichkeiten:
entweder Reorganisation, Rationalisierung und
Kostensenkung oder Verkauf.
Die Politik der Mindestrendite hat schließlich er-
hebliche Auswirkungen auf die Entgelte der Be-
schäftigten. Zum einen ist sie ein Durchsetzungs-
mechanismus der Umverteilung von den Lohn- zu
den Profiteinkommen – unabhängig davon, ob die
Profite den Eigentümern oder den Managern zuflie-
ßen. Denn mit Hilfe der Mindestrendite werden bei
Investitionsentscheidungen die Profitansprüche als
Basis – als „Hurdle Rate“ – garantiert, ohne deren
Abdeckung eine Investition nicht erfolgt. Profit ist
damit keine Residualgrçße mehr, die sich aus dem
Unternehmensergebnis abzüglich der Kosten er-
rechnet, sondern wird in eine feste Grçße, ein Kon-
trakteinkommen, überführt (Chahed et. al. 2004:
58). Dies kçnnte zum anderen im Umkehrschluss
bedeuten, dass die Lohneinkommen in Residualein-
kommen verwandelt werden und damit das unter-
nehmerische Risiko auf die Beschäftigten verlagert
wird (Deutschmann 2008). Der Zusammenhang
liegt auf der Hand: Die Lohneinkommen werden in
der Wertorientierung als Kostenfaktor – und nicht
etwa als Innovationsfaktor – betrachtet, und die Er-
reichung der Mindestrendite von Investitionen oder
eines Geschäftsfelds erfordert typischerweise Kos-
tensenkungen, die zwar nicht nur, aber eben auch
durch Lohnsenkungen erbracht werden. Das Spek-
trum mçglicher Lohnsenkungen reicht dabei von
tatsächlichen Entgeltabsenkungen bis hin zu Leis-
tungsintensivierungen, die sich nicht in den Leis-
tungslçhnen widerspiegeln. Damit stehen die Be-
schäftigten vor der Entscheidung, entweder ihre
Lçhne zu senken oder den Verkauf eines Geschäfts-
feldes oder das Ausbleiben von Investitionen zu ris-
kieren.
Erfolgsentgelte sind der entgeltpolitische Ausdruck
dieser Entwicklung, denn sie binden – zumindest
potenziell – die Entgelthçhe an finanzwirtschaftli-
che Kennziffern und das Erreichen der Mindestver-
zinsung. Damit orientiert sich die mit den Erfolgs-
entgelten bewertete Leistung am finanziellen
Marktoutput (Voswinkel 2005). Erfolgsentgelte
sind deshalb die weitestgehende Form einer Finali-
sierung des Leistungsbegriffs (Bahnmüller 2001) im
Sinne einer Ausrichtung an der Marktbewertung
und nicht an der Inputseite der Leistung wie Ar-
beitsaufwand oder -qualität. Dem Begründungs-
muster der Wertorientierung entspricht mithin ein
ergebnis- und marktbezogenes Begründungsmuster
von Leistung.
Allerdings kçnnen gegen diese Argumentation zu-
mindest drei Einwände formuliert werden. Der
erste Einwand bezieht sich auf die Umwandlung
von Profiten in ein Kontrakteinkommen. Abge-
sehen von der offenen Frage, wer eigentlich mit
wem Kontrakte über Profite abschließt (Faust et al.
2011), kçnnen Mindestrenditen zwar als Anspruch
gesehen werden, Profite zu fixieren, doch entschei-
den auch weiterhin viele und nur schwer kontrol-
lierbare Faktoren darüber, ob die Renditeziele am
Markt realisiert werden kçnnen. Profite bleiben vo-
latil, und das Erreichen der Mindestrendite kann
nicht vom Management dekretiert werden.
Der zweite Einwand lautet, dass im Rahmen der
wertorientierten Steuerung die Einführung „anreiz-
kompatibler Vergütungssysteme“ und am Unter-
nehmenserfolg ausgerichteter Entgelte zumindest
konzeptionell vor allem für Manager angedacht ist.
Die Manager sind die „Agents“, die durch Anreize
zu shareholderkonformem – oder wertkonformem
– Handeln stimuliert werden sollen, nicht die Be-
schäftigten insgesamt (Ackermann et. al. 2005).
Grund dafür ist das Kriterium der Beeinflussbarkeit
der Ziele oder Ergebnisse, die unmittelbar nur für
die oberen Etagen des Managements besteht. Schon
mittlere und untere Führungskräfte kçnnen keinen
direkten Einfluss auf Unternehmens- oder Bereichs-
ergebnisse nehmen, und bei Tarifbeschäftigten ist
ein Einfluss des individuellen Arbeitshandelns auf
das Ergebnis weder messbar noch plausibel anzu-
nehmen. Tarifbeschäftigte haben deshalb auch kei-
nen systematischen Stellenwert in den wertorien-
tierten Personalstrategien. Sie gelten nicht als
Werttreiber, sondern als Kostenfaktoren, die gerade
deshalb gut kalkulierbar sind, weil die Beschäftig-
ten feste Kontrakteinkommen erhalten (Faust et. al.
2011).
Der dritte Einwand schließlich ist empirischer Na-
tur. Weder ist eine breitflächige Absenkung der
Lçhne in Beschäftigungssicherungsvereinbarungen
und Tarifabweichungen erkennbar (Haipeter 2009),
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noch kann davon gesprochen werden, dass Erfolgs-
entgelte inzwischen die anderen Entgeltkomponen-
ten ersetzen und zu einer umfassenden Variabilisie-
rung der Entgelte führen würden. Gerade in der
Metall- und Elektroindustrie herrscht bei den Tarif-
entgelten nach wie vor die traditionelle Aufglie-
derung in Grundentgelte, Leistungsentgelte und
weitere tarifliche Leistungen – zu denen Erfolgsent-
gelte nicht gehçren – vor. Eine Umwandlung der
Entgelte von Residual- und Kontrakteinkommen ist
zumindest als systematischer Trend nicht zu beob-
achten.
Dies widerspricht hingegen nicht der Bedeutungs-
zunahme der Erfolgsentgelte als zusätzlicher Ent-
geltkomponente. Und es ist auch nicht auszuschlie-
ßen, dass dabei in den Betrieben Erfolgsentgelte
andere Entgeltkomponenten zumindest partiell
substituieren. Dies kçnnte beispielsweise dadurch
geschehen, dass betriebliche Sonderzahlungen in
Erfolgsentgelte umgewandelt werden oder dass be-
triebliche Konzessionen bei Tarifentgelten gemacht
werden, die dann durch Erfolgsentgelte mehr oder
weniger kompensiert werden. Auch kçnnte es sein,
dass Unternehmen, die eine besonders hohe Kapi-
talmarktexposition aufweisen (Faust et. al. 2011),
beispielsweise durch eine starke Position institutio-
neller Investoren und breite Streuung des Aktien-
besitzes, stärkere Bestrebungen einer Variabilisie-
rung der Entgelte zeigen. Erfolgsentgelte kçnnten
ferner auch im Rahmen eines „Trickle-Down“-Ef-
fekts eingeführt werden, demzufolge Vergütungs-
modelle aus dem Managementbereich zu einem
späteren Zeitpunkt Eingang in den Tarifbereich fin-
den. Personalpolitisches Ziel dieser Entwicklung ist
ein kohärentes Vergütungssystem, das Personalmo-
bilität erleichtert und Vergleichbarkeit herstellt.
Schließlich kçnnten die Erfolgsentgelte auch als
neues Leitbild guten Personalmanagements die-
nen. Die Personalabteilungen kçnnen demnach Er-
folgsbeteiligungen als erprobte gute Praxis im or-
ganisationalen Feld ausgeben und sich durch
Isomorphismus (DiMaggio & Powell 1983) einen
Legitimationsgewinn verschaffen.
Die Uneindeutigkeit des Forschungsstandes lässt
sich einfach erklären. Zwar kçnnen Erfolgsentgelte
als entgeltpolitischer Ausdruck der Finanzialisie-
rung betrachtet werden, weil sie die Entgeltkom-
ponente sind, die der Logik kapitalmarktorientier-
ter Steuerungsformen am weitesten entsprechen.
Von institutionellen Entsprechungsverhältnissen
kann jedoch nicht auf Kausalzusammenhänge ge-
schlossen werden (Lipietz 1985). Ob und inwieweit
also die Durchsetzung des Finanzmarktkapitalis-
mus und kapitalmarktorientierter Steuerungsfor-
men tatsächlich die Dynamik der Verbreitung von
Erfolgsentgelten verursacht hat, ist eine Frage, die
nur auf der Grundlage empirischer Analyse beur-
teilt werden kann. Dasselbe gilt für die Einschät-
zung der entgelt- und verteilungspolitischen Folgen
dieser Entwicklung. Die folgenden Kapitel sollen
dazu empirisch fundierte Hinweise liefern.
3. Datenbasis
Im Rahmen eines von der Hans-Bçckler-Stiftung
finanzierten Forschungsprojektes haben wir die
Verbreitung, die kollektiven Regulierungsformen
und die betriebliche Regulierungspraxis von Er-
folgsentgelten in der Metall- und Elektroindustrie
mit einem Mix aus drei methodischen Ansätzen
untersucht. Der erste Ansatz ist die sekundärstatis-
tische Auswertung des Sozio-oekonomischen Pa-
nels (SOEP) und des IAB-Betriebspanels. Der Fra-
gebogen des SOEP enthält folgende Frage zu
Sondervergütungen: „Haben Sie letztes Jahr von
ihrem Arbeitgeber eine oder mehrere der folgenden
Sondervergütungen erhalten?“ Zu den dann ange-
führten Mçglichkeiten gehçrt auch die Rubrik „Ge-
winnbeteiligung, Gratifikation, Prämie“. Gewinn-
beteiligungen entsprechen den Erfolgsentgelten
ziemlich genau. Gratifikationen und Prämien hin-
gegen sind nicht näher bestimmt und lassen den Be-
fragten Raum für Interpretationen und die Ein-
beziehung weiterer Entgeltbestandteile wie Prämien
zur Betriebszugehçrigkeit oder ähnliches, die keine
Verwandtschaft zu Erfolgsbeteiligungen aufweisen.
Es liegt daher die Vermutung nahe, dass in den Da-
ten des SOEP die Verbreitung von Erfolgsentgelten
tendenziell überschätzt wird, weil in das entspre-
chende Item auch andere Entgeltbestandteile einge-
hen. Diese Unschärfe dürfte allerdings dadurch
relativiert werden, dass Erfolgsentgelte als Gewinn-
beteiligungen eine dynamische Entwicklung ge-
nommen haben, während Entgeltformen wie die
Gratifikation von Betriebszugehçrigkeiten oder an-
dere feste oder sporadisch gezahlte Prämien eher
auf dem Rückzug sind. Darauf geben unsere Fall-
studien deutliche Hinweise. Eine Zunahme der Ver-
breitung der im SOEP erfragten Entgeltkategorie
dürfte deshalb vor allem auf die Zunahme von Ge-
winnbeteiligungen zurückzuführen sein. Auch im
Fragebogen des IAB-Betriebspanels existiert eine
Frage zur Kapital- und Gewinnbeteiligung: „Gibt
es in ihrem Betrieb zusätzliche finanzielle Anreize
für die Beschäftigten in Form einer Kapitalbetei-
ligung am Unternehmen oder in Form einer Ge-
winn- bzw. Erfolgsbeteiligung?“
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Den zweiten Ansatz bildet die Auswertung von kol-
lektivvertraglichen Vereinbarungen zu Erfolgsent-
gelten der 40 grçßten Unternehmen aus der Metall-
und Elektroindustrie. Damit sollen die Regulie-
rungsformen der Erfolgsentgelte erfasst werden.
Die Großunternehmen sind mit nicht geringer
Wahrscheinlichkeit die Unternehmen der Branche,
in denen Erfolgsentgelte am weitesten verbreitet
sind und den hçchsten Umfang aufweisen. Der
Analyse vorgeschaltet war eine schriftliche und
telefonische Erhebung bei den gewerkschaftlichen
BetreuerInnen der Unternehmen zu der Frage, in
welchen Unternehmen es Regelungen zu Erfolgsent-
gelten gibt und in welchen nicht. Bei den Unterneh-
men mit Vereinbarungen haben wir um Zusendung
der Regelungen gebeten und diese mit einer Aus-
nahme auch erhalten.
Den dritten Ansatz schließlich stellen neun Fallstu-
dien dar, die sich auf ExpertInneninterviews grün-
den. Ausgewählt wurden dazu Betriebe, die eine
besonders hohe Erfolgsbeteiligung oder eine außer-
gewçhnliche Regulierung (beispielsweise als Haus-
tarifvertrag) aufweisen. Ein weiteres Auswahlkrite-
rium war eine besondere Bedeutung des Falls unter
den Betrieben, die von den jeweiligen Verwaltungs-
stellen der IG Metall betreut werden, in denen der
Fall angesiedelt ist. Nicht von ungefähr kommen
die meisten Fälle aus der Automobilindustrie. Da-
runter sind vier große Endherstellermarken (Auto,
Fahrzeug, Limousine und PKW) und vier Groß-
unternehmen (Antrieb, Elektronik, Getriebe und
Kugel), deren Geschäftsfelder vorrangig in der Au-
tomobilzulieferindustrie liegen. Die Fallstudien be-
standen im Kern jeweils aus leitfadengestützten Ex-
pertInneninterviews (dazu Liebold & Trinczek
2009; Meuser & Nagel 2009) mit einem Betriebsrat
– entweder dem Vorsitzenden oder dem Experten
im Betriebsrat für Entgeltfragen – und mit dem Be-
vollmächtigten oder dem für den Betrieb zuständi-
gen Sekretär der Verwaltungsstelle. Dieses Grund-
gerüst wurde jedoch für die meisten Fälle erweitert,
vor allem durch Interviews mit Personalverantwort-
lichen der Unternehmen in fünf Fällen (Tabelle 1).
Die ExpertInneninterviews wurden transkribiert,
dann nach Themen codiert und im Rahmen ver-
schriftlichter Betriebsfallstudien ausgewertet und
interpretiert, die schließlich vergleichend analysiert
worden sind.
4. Verbreitung und kollektivvertragliche
Regulierung der Erfolgsentgelte
4.1 Verbreitung und Verteilung der Erfolgsentgelte
Die Verbreitung der Erfolgsentgelte ist in der letzten
Dekade deutlich angestiegen. Nach den Daten des
SOEP hat sie sich von 2000 bis 2010 von 8 auf 14
Prozent der Beschäftigten in der Gesamtwirtschaft
nahezu verdoppelt (Abbildung 1). Im gesamten
Zeitraum lag das Niveau der Verbreitung von Er-
folgsentgelten in der Metall- und Elektroindustrie
deutlich über dem gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnitt und auch über den Zahlen des Verarbeiten-
den Gewerbes. Anders als in der Gesamtwirtschaft
zeigt sich zudem im Verarbeitenden Gewerbe – und
in der Metall- und Elektroindustrie im Besonderen –
ein zyklischer Verlauf. Konjunkturbedingte Gewinn-
einbrüche schlagen sich offensichtlich umgehend für
einen erheblichen Teil der in die Erfolgsentgelte ein-
bezogenen Beschäftigte in ausbleibenden Entgelt-
zahlungen nieder. Sobald sich die Gewinnlage der
Unternehmen wieder bessert, partizipieren die Be-
schäftigten jedoch wieder – und dies mit insgesamt
wachsender Verbreitung.
Den Betriebsdaten des IAB-Betriebspanels zufolge
fällt die Verbreitung der Erfolgsentgelte geringer
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Tabelle 1 Fallstudien und Experteninterviews
Betriebsräte Bevollmächtigte Tarifsekretäre Personalverantwortliche
Antrieb 1 1
Auto 1 1
Elektronik 1 1 1 1
Fahrzeug 1 1 1
Getriebe 2 1 1
Jet 1 1 1
Limousine 1 1 1
Kugel 1 (2) 1
PKW 1 (3) 1 1
aus, und der Entwicklungstrend ist weniger aus-
geprägt (analog auch Bellmann & Mçller 2011).
Danach betrug die Verbreitung in der Gesamtwirt-
schaft 10 Prozent für das Jahr 2011; dies bedeutet
einen nur geringen Anstieg von einem Prozentpunkt
gegenüber dem Wert von 2001 (Abbildung 2). In
der Metall- und Elektroindustrie liegt die Verbrei-
tung zwar fünf Prozentpunkte hçher, doch ist hier
über die gesamte letzte Dekade betrachtet die Ver-
breitung sogar rückläufig. Dieser scheinbare Wider-
spruch im Vergleich der Betriebsdaten des IAB und
der Haushaltsdaten des SOEP lässt sich durch Be-
rücksichtigung des Betriebsgrçßeneffektes zumin-
dest teilweise auflçsen. Je mehr Erfolgsentgelte in
Großbetrieben als in kleineren Betrieben Verbrei-
tung finden, desto deutlicher ist die Diskrepanz
zwischen Betriebs- und Beschäftigtenzahlen. Wenn
im Laufe der Zeit Großbetriebe kleinere Betriebe
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Quelle: SOEP, eigene Berechnungen (gewichtete Daten)
Abb. 1 Verbreitung von Erfolgsentgelten nach Beschäftigten
Quelle: IAB-Betriebspanel, eigene Berechnungen (gewichtete Daten)
Abb. 2 Verbreitung von Erfolgsentgelten nach Betrieben
als Zahler von Erfolgsentgelten ersetzen, kçnnen
wachsende Beschäftigtenzahlen sogar mit sinken-
den Betriebszahlen einhergehen.
Diese Deutung deckt sich mit dem Umstand, dass
die Verbreitung der Erfolgsentgelte nach Betriebs-
grçße differiert und dass diese Differenz im Zeitver-
lauf zunimmt. Erfolgsentgelte werden zumeist von
Großbetrieben und weit seltener von Kleinbetrie-
ben ausgezahlt, wie Abbildung 3 zeigt. In der Me-
tall- und Elektroindustrie zahlt sogar die Hälfte al-
ler Großbetriebe und ein Viertel der mittelgroßen
Betriebe Erfolgsentgelte. Während der Anteil der
Betriebe in diesen Betriebsgrçßenklassen mit Er-
folgsentgelten von 2001 bis 2011 zugenommen hat,
sank die Zahl der Kleinbetriebe mit weniger als 20
Mitarbeitern und einer Erfolgsbeteiligung zunächst
und stieg daraufhin nur langsam wieder an. Ähnlich
verteilt ist die Verbreitung von Erfolgsentgelten üb-
rigens zwischen den unterschiedlichen Eigentums-
formen; über 60 Prozent der Kapitalgesellschaften
in der Metallindustrie zahlen Erfolgsentgelte. An
dieser Stelle überlagern sich Betriebsgrçßeneffekt
und Eigentumseffekt (vgl. Haipeter 2013).
Die Verteilung von Erfolgsentgelten zeigt zudem
eine starke Differenzierung nach der beruflichen
Stellung. Wenig überraschend ist der hohe Anteil
von Leitungs- und Führungskräften mit Erfolgsent-
gelten. Von 1994 bis 2010 hat sich ihr Anteil mehr
als verdoppelt und lag 2010 bei 50 Prozent. Ange-
stellte mit qualifizierter Tätigkeit erhalten hingegen
zu 18 Prozent, gelernte Facharbeiter etc. zu 20 Pro-
zent und un- und angelernte Arbeiter nur zu 13 Pro-
zent eine Erfolgsbeteiligung. Die Ergebnisse für An-
gestellte mit einfachen Tätigkeiten in der Metall-
und Elektroindustrie schwanken aufgrund der ge-
ringen Fallzahlen stark und sollten daher mit Vor-
sicht interpretiert werden (Abbildung 4).
Leitungs- und Führungskräfte werden nicht nur
häufiger am Erfolg beteiligt, sondern erhalten meist
auch eine deutlich hçhere Erfolgsbeteiligung als die
restliche Belegschaft. Während Leitungs- und Füh-
rungskräfte in der Gesamtwirtschaft im Durch-
schnitt mit fast 10.000 Euro am Erfolg beteiligt
werden, erhalten Angestellte mit qualifizierter Tä-
tigkeit nur ein Fünftel dieser Summe. Angestellte
mit einfacher Tätigkeit, gelernte Facharbeiter sowie
un- und angelernte Arbeiter bekommen im Ver-
gleich zu den Leitungs- und Führungskräften ledig-
lich ein Zehntel. Bei AT-Beschäftigten und Füh-
rungskräften gelten zumeist gesonderte Regelungen
für Erfolgsentgelte, und diese bilden eine variable
Komponente des Monatseinkommens. Tarifbe-
schäftigte hingegen erhalten entweder einen einheit-
lichen Betrag, oder die Hçhe des Erfolgsentgelts
wird nach Einkommensgruppen gestaffelt und als
jährlicher Einmalbetrag gezahlt.
Aber nicht nur die berufliche Stellung, sondern
auch die Zugehçrigkeit zur Stamm- oder Randbe-
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Quelle: IAB-Betriebspanel, eigene Berechnungen (gewichtete Daten)
Abb. 3 Verbreitung von Erfolgsentgelten nach Branche und Betriebsgrçße
legschaft hat einen entscheidenden Einfluss auf die
Beteiligung der Beschäftigten am Erfolg. In der Me-
tallindustrie sind Leiharbeitsbeschäftigte die wich-
tigste Form prekärer Beschäftigungsverhältnisse
(Haipeter 2012). Der Anteil an Leiharbeitskräften
mit Erfolgsbeteiligung betrug im Jahr 2010 in der
Metall- und Elektroindustrie zwei Prozent, im Ver-
arbeitenden Gewerbe fünf Prozent und in der Ge-
samtwirtschaft drei Prozent.
Auch das Geschlecht hat einen Einfluss auf die Be-
teiligung am Erfolg (Abbildung 5). In der Gesamt-
wirtschaft betrug der Gender Wage Gap bei
Erfolgsentgelten im Jahr 2010 sechs, im Verarbei-
tenden Gewerbe fünf und in der Metall- und Elek-
troindustrie drei Prozentpunkte. Immerhin aber
nahm im Verarbeitenden Gewerbe und in der Me-
tall- und Elektroindustrie die Ungleichverteilung im
Zeitverlauf ab. Männer erhielten 2011 im Durch-
schnitt allerdings immer noch 5.900 Euro, Frauen
lediglich 1.600 Euro Erfolgsbeteiligung. Die ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede lassen sich da-
durch erklären, dass die Hçhe der Erfolgsbetei-
ligung zumeist an die Entgelthçhe gekoppelt ist,
Frauen durchschnittlich jedoch wegen Teilzeitarbeit
und niedrigerer betrieblicher Statuspositionen we-
niger verdienen als Männer (Ziegler et al. 2010).
Insgesamt lässt sich festhalten: Die Verbreitung der
Erfolgsentgelte nimmt zu. Sie sind jedoch ungleich
verteilt und fçrdern damit die Fragmentierung der
Entgelte. Erfolgsentgelte verursachen die Lohndif-
ferenzierung nicht, sie verstärken aber bestehende
Unterschiede der Entgeltniveaus sowohl zwischen
verschiedenen Unternehmen als auch zwischen un-
terschiedlichen Beschäftigtengruppen innerhalb der
Unternehmen.
4.2 Kollektivvertragliche Regulierung und
Finanzialisierung der Erfolgsbeteiligung
Wie sind Erfolgsentgelte kollektivvertraglich regu-
liert und ausgestaltet? Unter den 40 grçßten Unter-
nehmen der Metall- und Elektroindustrie weisen
nur sechs Betriebe keine Erfolgsbeteiligung auf. In
26 dieser Unternehmen wurde ein Kollektivvertrag
zu Erfolgsentgelten ausgehandelt. Zur Bestimmung
des Erfolgs, auf den sich die Erfolgsentgelte bezie-
hen, werden in erster Linie finanzwirtschaftliche
Kennziffern benutzt. Insofern sind Erfolgsentgelte
„finanzialisiert“. Andere Kennziffern wie der Kran-
kenstand spielen nur eine untergeordnete Rolle. Die
Großzahl der Unternehmen nutzt dafür eine Kenn-
zahl, anhand derer Erfolgsentgelte berechnet wer-
den. In acht der 26 Unternehmen mit Kollektiv-
vertrag werden hingegen mehrere Kennziffern
herangezogen. Dabei werden zumeist Kennziffern
für das Gesamtunternehmen und für einzelne Ge-
schäftseinheiten kombiniert. Die dezentralen Kenn-
ziffern sollen einen stärkeren Bezug zwischen der
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Quelle: SOEP, eigene Berechnungen (gewichtete Daten), *geringe Fallzahlen
Abb. 4 Erfolgsentgelte nach Beschäftigten und Stellung im Beruf in der Metall- und Elektroindustrie
Arbeitsleistung der Beschäftigten und den Gewin-
nen ihrer Geschäftseinheit herstellen. Unter den ver-
wendeten Kennziffern werden am häufigsten das
operative Ergebnis (EBIT), der Wertbeitrag (EVA)
und die Umsatzrendite (ROS) angewendet (Abbil-
dung 6).
Wertorientierte Kennzahlen, die die Kapitalkosten
für Fremd- und Eigenkapital als Mindestverzinsung
ausweisen (EVA, ROCE, Free Cash Flow), werden
unter den insgesamt 33 verwendeten Kennziffern
elfmal zur Berechnung der Erfolgsbeteiligung he-
rangezogen. Auch die Hçhe der Dividenden wird in
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Quelle: SOEP, eigene Berechnungen (gewichtet Daten)
Abb. 5 Erfolgsbeteiligung nach Geschlecht und Branche
Quelle: Eigene Erhebung, Mehrfachnennungen mçglich
Abb. 6 Verteilung der Erfolgskennziffern in den Vereinbarungen (absolute Zahlen)
zwei Vereinbarungen dazu genutzt. Da sich diese
Kennziffer auf die Anleger bezieht, kann sie eben-
falls den wertorientierten Finanzkennzahlen zuge-
rechnet werden. Zwar sind in der Summe wertori-
entierte Kennzahlen noch die Minderheit, doch
zeigt sich, dass sie bei der Berechnung der Erfolgs-
beteiligung auf dem Vormarsch sind. Ein Großteil
der Vereinbarungen (16) wurde in den letzten vier
Jahren abgeschlossen, und wertorientierte Kennzif-
fern wurden fast ausschließlich in den neueren Ver-
einbarungen genannt. Deshalb lässt sich von einem
Trend der Finanzialisierung innerhalb der verwen-
deten Kennziffern sprechen. Dies wird dadurch un-
terstrichen, dass in 19 der 26 Vereinbarungen – und
unabhängig davon, ab sie wertorientiert sind oder
nicht – Mindestschwellen der Ergebnis- und Rendi-
tekennziffern festgelegt werden. Die Schwellen kçn-
nen als Mindestrenditeforderung – und damit als
Kontraktualisierung von Profiten – gewertet wer-
den, jenseits derer erst Erfolgsentgelte gezahlt wer-
den.
Neben der Finanzialisierung ergibt die Auswertung
der Kollektivvereinbarungen einen weiteren interes-
santen Befund. Die Geltungsbereiche der kollek-
tivvertraglichen Regelungen nach Beschäftigten-
gruppen weisen deutliche Fragmentierungslinien
zwischen den Stamm- und Randbeschäftigten auf.
Alle ausgewerteten Vereinbarungen beziehen sich
auf die in Voll- und Teilzeit beschäftigten Tarifange-
stellten des jeweiligen Betriebes bzw. Unterneh-
mens. Die befristet Beschäftigten werden zwar in
17 Regelungen mit einbezogen, doch sind in zwçlf
der Vereinbarungen zusätzliche Hürden für diese
Beschäftigtengruppe enthalten. Entweder wurde ein
Stichtag festgelegt, an dem ein Arbeitsverhältnis be-
standen haben muss, oder aber eine festgelegte
Mindestdauer muss überschritten werden. Gering-
fügig Beschäftigte wurden hingegen nur in zwei
Vereinbarungen mitberücksichtigt und Leiharbeiter
haben in keiner Regelung einen Anspruch auf Er-
folgsentgelte. Die Fragmentierungslinien zwischen
Beschäftigtengruppen werden also bereits in den
Kollektivvereinbarungen gezogen.
5. Betriebliche Regulierungspraxis der
Erfolgsentgelte
5.1 Ursprünge der Erfolgsentgelte
Welche Ursprünge haben Erfolgsentgelte in den Un-
ternehmen? Sind sie Ausdruck einer durchgängigen
Unternehmensstrategie der Finanzialisierung, oder
liegen die Ausgangspunkte woanders? In den neun
untersuchten Fallunternehmen lassen sich drei Ur-
sprünge der Erfolgsentgelte typisieren (einen Über-
blick über die Ergebnisse der Fallstudienanalyse
gibt Tabelle 2).
Beim ersten Typ haben Erfolgsentgelte eine lange
Tradition als übertarifliche Leistung der Unterneh-
men. Bei Auto, Elektronik, Getriebe, Jet und Kugel
reicht die Geschichte der Erfolgsentgelte teilweise
bis in die Zeit des Wirtschaftswunders zurück. Im
Fall von Elektronik waren die „Arbeits- und Er-
folgsprämien“ Teil umfangreicher betrieblicher
Sozialleistungen, die in dem Unternehmen als zen-
trales Element einer mitarbeiterorientierten Unter-
nehmenskultur betrachtet wurden. Ähnlich war die
Ausrichtung der Erfolgsbeteiligungen bei Jet und
Kugel; hier stand die Teilhabe der Beschäftigten im
Vordergrund. Bei Auto wurde die Erfolgsbetei-
ligung nach der gemeinschaftlichen Bewältigung ei-
ner existenziellen Unternehmenskrise durch Unter-
nehmensleitung, Betriebsrat und Gewerkschaft
eingeführt. Mit Ausnahme von Auto gab es in die-
sen Fällen keine Berechnungsformel für die Erfolgs-
entgelte. Was Erfolg war und in welcher Hçhe die
Beschäftigten daran beteiligt werden sollten, wurde
jährlich neu zwischen den Betriebsparteien aus-
gehandelt. Bei Auto hingegen wurden die Erfolgs-
entgelte an die Umsatzrendite und an die Dividen-
denausschüttung gekoppelt.
Der zweite Typus besteht aus den Fällen, in denen
Erfolgsentgelte als Kompensation für materielle
Konzessionen der Beschäftigten in Vereinbarungen
zur Beschäftigungssicherung eingeführt wurden. Zu
diesem Typus gehçren die Fälle Antrieb, Limousine
und PKW. Aber auch bei Auto fand eine Neugestal-
tung der Erfolgsentgelte als Kompensation für Kon-
zessionen statt. Im Fall von Limousine beispiels-
weise hatte die Unternehmensleitung erstmals zu
Beginn der 1990er Jahre die Standortentscheidung
für ein neues Produkt an Kostenreduzierungen ge-
bunden. Seinerzeit standen die übertariflichen Leis-
tungen des Unternehmens zur Disposition, und für
ihre Absenkung forderten die Betriebsräte Erfolgs-
entgelte als Gegenleistung. Zehn Jahre später for-
derte die Unternehmensleitung im Zuge der Einfüh-
rung des neuen Entgeltrahmentarifvertrages (ERA)
Absenkungen des Entgeltniveaus. Neben Produkti-
onsentscheidungen für die deutschen Standorte war
die wichtigste Gegenleistung die Ausweitung und
Neugestaltung des Erfolgsentgeltes. Bei PKW
band die Unternehmensleitung Produkt- und In-
vestitionsentscheidungen an Arbeitszeitverlänge-
rung ohne Lohnausgleich – allerdings mit Wochen-
arbeitszeiten, die unter dem Niveau der Flächentarif-
verträge lagen. Auch hier war das Erfolgsentgelt eine
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zentrale Komponente der Gegenleistungen, die von
den Interessenvertretungen ausgehandelt worden
sind.
Der dritte Typus schließlich zeichnet sich durch
Umwandlung vormals fester übertariflicher Entgelt-
bestandteile in Erfolgsentgelte aus. Er findet sich
bei Fahrzeug, Elektronik, Getriebe und Kugel. In
allen Fällen war die Einführung der Erfolgsentgelte
vor allem dem Interesse der Interessenvertretungen
geschuldet, dadurch die übertariflichen Leistungen
abzusichern. Bei Fahrzeug wollte die Unterneh-
mensseite die übertariflichen Leistungen von ihrem
sozialpolitischen Ursprung lçsen und die Ausrich-
tung des Unternehmens an den Interessen der Sha-
reholder stärken. Der Betriebsrat stimmte der Ein-
führung von Erfolgsentgelten schließlich zu, weil er
sich dadurch eine Festigung der übertariflichen Ent-
gelte versprach und zugleich hoffte, dass ihr Niveau
auf diese Weise gesteigert werden kçnnte. Bei Elek-
tronik, Getriebe und Kugel ging es den Betriebs-
räten ausdrücklich darum, die übertariflichen Ent-
geltbestandteile gegen die Kostensenkungsziele der
Unternehmen ‚wetterfest zu machen. Dazu wurden
teilweise bereits bestehende Regelungen zu Erfolgs-
entgelten ausgeweitet. Die Befürchtungen der Inte-
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Tabelle 2 Das Fallstudiensample
Fälle Ursprünge und Initia-
tive Neuverhandlungen
Hçhe der Erfolgs-
beteiligung (2011)
Kennziffern/Unternehmens-
steuerung
Begründungs-
ordnungen
Antrieb Kompensation
Betriebsrat und Gewerk-
schaft
1.040 Euro EVA
Element der Kennziffern-
steuerung
Begrenzte Harmonisierung
Tarif-AT
Verteilung und
Leistung (Markt)
Auto Tradition und Kompen-
sation
Betriebsrat und
Unternehmen
9.000 Euro Umsatzrendite Verteilung und
Leistung (Aufwand)
Elektronik Tradition und Absiche-
rung
Unternehmen und
Betriebsrat
1.600 Euro EVA
Element der Kennziffern-
steuerung
Begrenzte Harmonisierung
Tarif-AT
Verteilung und Ver-
einheitlichung Entgelt
Fahrzeug Shareholder Value und
Absicherung
Unternehmen
4.100 Euro EBIT
Element der Kennziffern-
steuerung
Begrenzte Harmonisierung
Tarif-AT
Finanzialisierung, und
Leistung (Aufwand)
Getriebe Tradition und Absiche-
rung
Betriebsrat
1.850 Euro EBIT
Element der Kennziffern-
steuerung
Leistung (Markt und
Aufwand)
Jet Tradition und Europäi-
sierung
Betriebsrat
1.800 Euro EBIT und Cash Flow
Element der Kennziffern-
steuerung
Begrenzte Harmonisierung
Tarif-AT
Leistung (Markt und
Aufwand)
Kugel Tradition und Absiche-
rung
Betriebsrat und Gewerk-
schaft
1.000 Euro EBT Verteilung und
Leistung (Aufwand)
Limousine Kompensation
Betriebsrat
9.300 Euro EBIT Verteilung und
Leistung (Aufwand)
PKW Kompensation
Betriebsrat und Gewerk-
schaft
7.500 Euro EBIT Verteilung und
Leistung (Aufwand)
ressenvertretungen waren eindeutig: Feste über-
tarifliche Entgeltkomponenten würden früher oder
später in Verhandlungen zur Beschäftigungssiche-
rung zur Disposition gestellt. Bei Erfolgsentgelten
wird dies hingegen nicht erwartet, weil sie erstens
von der Unternehmensseite als Ausdruck modernen
Managements geschätzt werden und weil sie zwei-
tens nicht als Kostenfaktor in die Bilanzen einge-
hen, denn es handelt sich um Abzüge vom Gewinn.
Als solche werden sie von der Unternehmensseite
nicht kritisiert, sondern vielmehr sogar ausdrück-
lich mit dem Argument gewünscht, dass diese
Lohnkomponente nur gezahlt werden muss, wenn
sich die Unternehmen dies aufgrund ihrer Gewinn-
situation auch leisten kçnnen.
Erfolgsentgelte als Gegenleistung für Konzessionen
und als Absicherung übertariflicher Entgelte zeigen
damit erstens einen grundlegenden Wandel der Ver-
handlungskontexte für Erfolgsentgelte an. Nicht
mehr die Teilhabe am Wohlergehen des Unterneh-
mens, sondern Standortkonkurrenz, Auslagerungs-
druck und Renditevorgaben bestimmen die Rah-
menbedingungen, unter denen Erfolgsentgelte in
den Betrieben eingeführt oder neu gestaltet werden.
Damit aber ändern sich zweitens auch die Akteurs-
konstellationen und die treibenden Kräfte für die
Einführung von Erfolgsentgelten. Denn in den
neuen Verhandlungskontexten sind es zumeist die
Betriebsräte, die Erfolgsentgelte als Kompensation
oder Absicherung einfordern, zum einen, weil sie
sich dabei wechselseitig an den Beispielen anderer
Unternehmen orientieren, und zum anderen, weil
Erfolgsentgelte zu den wenigen übertariflichen
materiellen Leistungen gehçren, die noch mit der
Unternehmensseite konsensfähig sind. Nicht von
ungefähr ist Fahrzeug der einzige Fall des Unter-
suchungssamples, in dem die Unternehmensseite in
jüngerer Zeit Initiator der Einführung von Erfolgs-
entgelten war. In allen anderen Fällen lag die Initia-
tive eindeutig bei den Interessenvertretungen. Er-
folgsentgelte sind mithin nicht das Ergebnis
kohärenter Finanzialisierungsstrategien der Unter-
nehmen. Dieser Aussage widerspricht nicht, dass
dabei die Betriebsräte in den meisten Fällen offene
Türen einrannten. Die Personalbereiche der meisten
Fallunternehmen betrachten Erfolgsentgelte näm-
lich als Ausdruck einer modernen Entgeltpolitik,
der es nachzueifern gilt. Und in manchen Fällen
wurde ausdrücklich auf das Ziel einer Angleichung
der Vergütungsstrukturen zwischen AT- und Tarif-
bereich hingewiesen, die freilich begrenzt bleibt,
weil sich die Strukturen der Entgeltkomponenten
zwischen diesen Beschäftigtengruppen grundlegend
unterscheiden. Doch auch in diesen Fällen lag die
Initiative für die Einführung auf der Seite der Ar-
beitnehmervertretungen.
5.2 Festlegung und Hçhe der Erfolgsentgelte
Auch die Hçhe der Erfolgsentgelte wird in der be-
trieblichen Regulierungspraxis weit weniger ein-
deutig durch finanzwirtschaftliche Kennziffern
bestimmt als die Kollektivvereinbarungen dies ver-
muten lassen. Im Untersuchungssample finden sich
zwei Typen von Fällen: zum einen solche, in denen
die definierten Kennzahlen und die damit verbun-
dene Berechnung der Erfolgsentgelte die Auszah-
lungshçhe eindeutig bestimmen, und zum anderen
solche, in denen die Kennziffern und Berechnungs-
formeln zwar eine Berechnungsgrundlage liefern,
die tatsächliche Entgelthçhe aber erst in Nachver-
handlungen zwischen den Betriebsparteien be-
stimmt wird.
Automatische Berechnungen anhand der Erfolgs-
kennziffern und der Berechnungsformeln prägen
die Regulierungspraxis der Erfolgsentgelte in den
fünf Fällen Antrieb, Auto, Getriebe, Kugel und Li-
mousine. Von den Betriebsräten wird diese Praxis
zumeist als Entlastung empfunden. Kennzahl und
Entgeltsumme stehen aus ihrer Sicht in einem ein-
deutigen mathematischen Zusammenhang, der
keine politische Nachbehandlung erfordert. In den
Fällen Elektronik, Fahrzeug, Jet und PKW werden
die Erfolgsentgelte hingegen nicht nur durch Kenn-
ziffern und Berechnungsformeln, sondern auch auf
dem Verhandlungsweg bestimmt. Dies geschieht in
Form von Nachverhandlungen zu Erfolgsentgelten,
die in einem ersten Schritt gemäß Kennziffern und
Formeln berechnet wurden. Treibende Kraft der
Verhandlungen sind in allen Fällen die Betriebsräte.
Bei PKW beispielsweise beruhen die Nachverhand-
lungen nicht auf offiziellen Regeln, sondern auf
informellen Handlungsmustern, die von den Be-
triebsparteien gemeinsam getragen werden. Nach-
verhandlungen sind sowohl in Phasen schlechter als
auch guter wirtschaftlicher Entwicklung üblich. Bei
Fahrzeug ist die Betriebsvereinbarung zu Erfolgsent-
gelten seit längerer Zeit ausgelaufen und dient nur
noch als Orientierungsgrçße für jährliche Verhand-
lungen. In welcher Form auch immer ermçglichen
die Nachverhandlungen aus Sicht der Betriebsräte
eine betriebliche Politisierung der Erfolgsentgelte, in
deren Rahmen sie das Entgeltniveau über die Be-
rechnungsformeln hinaus steigern und damit ihre
Legitimation gegenüber den Beschäftigten stärken
kçnnen.
Die Hçhe der Erfolgsentgelte im Jahr 2011 weist
im Vergleich der Unternehmen der Untersuchungs-
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samples eine große Spannbreite auf. Diese reicht
von rund 1.000 Euro bei Kugel bis zu durchschnitt-
lich 9.300 Euro bei Limousine. Dabei ist die Zahl
für Limousine noch konservativ geschätzt, weil bis
zu 10 Prozent der Erfolgsbeteiligung freiwillig in
die betriebliche Altersvorsorge fließen kçnnen und
dann nicht in die verçffentlichten Zahlen eingehen.
In diesen Unterschieden spiegeln sich zu einem gu-
ten Teil die unterschiedlichen Positionen der Unter-
nehmen in der automobilen Wertschçpfungskette
wider. Es sind die großen Endhersteller Limousine,
Auto, PKW und Fahrzeug, die unter den Fallunter-
nehmen die hçchsten durchschnittlichen Erfolgsent-
gelte auszahlen. Von diesen Unternehmen fällt
Fahrzeug mit dem Betrag von 4.100 Euro schon
stark nach unten ab, weshalb der Betriebsrat dort
darauf drängt, eine neue Vereinbarung mit hçheren
Entgeltperspektiven für die Beschäftigten abzu-
schließen. Die Zulieferer Antrieb, Elektronik, Ge-
triebe und Kugel zahlen demgegenüber Erfolgsent-
gelte zwischen durchschnittlich 1.000 und knapp
2.000 Euro pro Jahr aus. Diese Differenz zu den
Endherstellern ergibt sich nicht etwa daraus, dass
die Betriebsräte der Zulieferunternehmen weniger
verhandlungsstark wären. Die Berechnungsweisen
und Gewinnanteile der Erfolgsentgelte sind durch-
aus ähnlich. So macht bei PKW und Limousine das
Volumen der Erfolgsentgelte 10 Prozent des opera-
tiven Ergebnisses aus; bei Getriebe sind es dem-
gegenüber sogar 11 Prozent. Dies führte aber im
Jahr 2011 bei Limousine und PKW zu Auszahlun-
gen von 9.300 Euro bzw. 7.500 Euro, während bei
Getriebe durchschnittlich 1.850 Euro Erfolgsent-
gelt an die Beschäftigten geflossen ist.
In den automobilen Wertschçpfungsketten ist es
den Endherstellern in den letzten beiden Dekaden
zunehmend gelungen, den Preisdruck auf die Zulie-
ferer abzuwälzen (Haipeter & Banyuls 2007). Dem
kçnnen sich die großen Zulieferer noch teilweise
dadurch entziehen, dass sie erstens Kostensen-
kungsvorgaben an ihre Zulieferer weitergeben und
zweitens verstärkt auf die Karte der Innovations-
und Qualitätskonkurrenz setzen, die sie zumindest
partiell aus der Kostenkonkurrenz herausnehmen.
Doch selbst für die wenigen Technologieführer un-
ter den Zulieferern sind die Gewinnspielräume ge-
sunken. Dies gilt umso mehr für die Zulieferer auf
den weiteren Stufen der Wertschçpfungskette. Für
sie sind Erfolgsbeteiligungen – wenn überhaupt –
nur in geringem Umfang mçglich. Sie kçnnen zu-
meist gerade noch die Tarifentgelte zahlen oder
müssen sogar Tarifabweichungen verhandeln, weil
sie sonst die Kostenvorgaben ihrer Abnehmer nicht
erfüllen kçnnen. Auf diese Weise wächst der wirt-
schaftliche Abstand zwischen den Unternehmen der
Wertschçpfungsstufen. Die Unterschiede in den Er-
folgsentgelten sind der Entgeltausdruck dieser Ent-
wicklung, die bei den Beschäftigten der Zulieferer
Kritik hervorruft. Bei Elektronik wurden für die
Jahre 2010 und 2011 erstmals die nach der Rege-
lung rechnerisch maximal mçglichen 48 Prozent ei-
nes durchschnittlichen Bruttoentgeltes als Auszah-
lungshçhe erreicht. Als die Auszahlung im Frühjahr
2012 bekanntgegeben wurde, ernteten die Betriebs-
räte auf den Betriebsversammlungen dennoch
Pfiffe. Grund dafür waren die kurz zuvor bekannt-
gewordenen Auszahlungen der Automobilendher-
steller, gemessen an denen das eigene Erfolgsentgelt
bei Elektronik eher bescheiden wirkte. Ähnlich war
die Situation auch bei den anderen Zulieferern. Be-
triebsräte und Unternehmensseite haben daraufhin
jeweils versucht, durch Aufklärung über Strukturen
und Stellung ihrer Unternehmen in der automobilen
Wertschçpfungskette Verständnis und Akzeptanz
zu erzeugen und die Kritik auf die Machtverteilung
und Sourcingstrategien der Endhersteller in der
Wertschçpfungskette zu lenken.
Ähnliche Unterschiede bestehen im Verhältnis von
Stammbelegschaften und LeiharbeiterInnen. Leih-
arbeiterInnen sind in keinem der Unternehmen des
Untersuchungssamples in die Erfolgsvergütung ein-
bezogen. Erfolgsentgelte verschärfen damit die Ent-
geltfragmentierung, die zwischen den Stammbeleg-
schaften und den Beschäftigten mit prekärem
Lohn- und Beschäftigungsstatus ohnehin besteht.
Die Sampleunternehmen gehçren mit wenigen Aus-
nahmen – nur bei Getriebe und Kugel werden
kaum bzw. keine Leiharbeiter eingesetzt – zu den
großen Nutzern von Leiharbeit. Die Nutzung von
Leiharbeit ist hier eindeutig strategisch in dem Sin-
ne, dass damit nicht nur Schwankungen des Per-
sonalbedarfs abgepuffert werden, sondern auch
Stammbeschäftigung ersetzt wird, Kosten gesenkt
und die Profitabilität erhçht werden sollen (Holst
et al. 2010). Kritik am Ausschluss von den Erfolgs-
entgelten wird von den LeiharbeiterInnen aber nur
in einer Minderheit der Fälle geübt. In der Mehr-
zahl der Fallunternehmen nehmen sie die zusätzli-
che Ungleichbehandlung bei den Erfolgsentgelten
hin. Verantwortlich dafür sind zwei Faktoren: ers-
tens die im Vergleich zu den Tarifnormen der Leih-
arbeitsbranche hohen Grundvergütungen in den
Großunternehmen der Metall- und Elektroindustrie
(in vielen der Fallunternehmen sind gesonderte Ver-
einbarungen abgeschlossen worden, die den Leih-
arbeiterInnen eine Bezahlung nach dem Metalltarif-
vertrag zumindest bei den Grundvergütungen
garantiert) und zweitens die Hoffnung, in den Un-
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ternehmen auf einen festen Arbeitsplatz übernom-
men zu werden.
In drei Fällen des Untersuchungssamples wird aller-
dings von kritischen Reaktionen der Leihbeschäf-
tigten berichtet. Hier adressieren die Leiharbeite-
rInnen die Gerechtigkeitsfrage an den Betriebsrat.
Die Leiharbeitnehmer haben dabei das Argument
auf ihrer Seite, dass sie am Unternehmenserfolg
ebenso mitgearbeitet haben wie die Stammbeschäf-
tigten. Insgesamt betonen die Betriebsräte aber die
inklusive Solidarität zwischen den Beschäftigten-
gruppen. Die Stammbeschäftigten betrachten die
Leiharbeitnehmer nicht als potentielle Konkurren-
ten um ihre Arbeitsplätze oder um die Erfolgsbe-
teiligung. Vielmehr deuten sie die materielle und
arbeitsvertragliche Benachteiligung der Leiharbeit-
nehmerInnen als Ungerechtigkeit und befürworten
die Gleichstellung der Leiharbeitnehmer mit den
Stammbeschäftigten. Bei Jet hat der Betriebsrat die-
ses Ungerechtigkeitsempfinden aufgegriffen und
fordert eine Beteiligung der Leiharbeiter am Er-
folgsentgelt. Damit bildet er im Sample der Unter-
nehmensfallstudien eine Ausnahme.
5.3 Kennziffern und Unternehmenssteuerung
Alle Unternehmen des Untersuchungssamples ha-
ben einen finanzwirtschaftlichen Kontrollmodus
eingeführt. Dezentrale Einheiten wurden geschaffen
und mit operativer Selbständigkeit ausgestattet,
und ihre Performance wird mit finanzwirtschaftli-
chen Kennziffern gemessen. Je nach Unternehmen
kçnnen diese Einheiten Marken, Produktbereiche
oder Divisionen sein. Immer jedoch werden sie
nach finanzwirtschaftlichen Zielvorgaben gesteuert.
Geschäftsfelder, die nicht zum Kerngeschäft gehçren
und auch langfristig keine Perspektiven aufzeigen
kçnnen, die gesetzten Ziele zu erreichen, sind Wa-
ckelkandidaten und laufen Gefahr, geschlossen oder
veräußert zu werden. Und Investitionen, für die eine
Verzinsung in Hçhe der Zielvorgaben nicht nach-
gewiesen werden kann, werden nicht oder nur mit
Auflagen getätigt. Diese Grundform der Finanziali-
sierung der Unternehmenssteuerung findet sich in al-
len Fällen des Unternehmenssamples unabhängig
von der jeweiligen Eigentümerstruktur und der Kapi-
talmarktexposition.
Unterschiede bestehen zwischen den Unternehmen
jedoch darin, wie scharf die Steuerung nach Kenn-
ziffern geschaltet ist. In dieser Frage gibt es eine er-
hebliche Spannbreite zwischen den Fällen, und hier
spielt die Kapitalmarktexposition eine wichtige
Rolle. Zu den Unternehmen mit strenger Hand-
habung der finanzwirtschaftlichen Kontrolle gehçrt
Fahrzeug, das eine breit gestreute Eigentümerstruk-
tur aufweist. Anfang der 1990er Jahre begann die
Aufspaltung der Organisation in ergebnisverant-
wortliche Geschäftseinheiten und Divisionen. Die
Steuerung dieser Divisionen erfolgt nach finanz-
wirtschaftlichen Zielvorgaben, und Investitionen
werden an Verzinsungsansprüche gekoppelt, die
von den externen Verzinsungsmçglichkeiten auf
den Kapitalmärkten abgeleitet werden. Am anderen
Ende des Spektrums stehen Getriebe und Elektro-
nik als Unternehmen, die nicht auf den Kapital-
märkten präsent sind. Beide sind im Stiftungsbesitz,
und bei beiden betonen die Betriebsparteien, dass
damit längerfristige Investitions- und Planungshori-
zonte einhergehen. In diesen Unternehmen wirkt
die finanzwirtschaftliche Kontrolle bislang weniger
als Zwang; dennoch aber ist sie auch hier mit
grundlegenden Veränderungen der Organisations-
strukturen wie der Dezentralisierung und der fi-
nanzwirtschaftlichen Durchleuchtung dezentraler
Einheiten verbunden. Die anderen Fälle bewegen
sich zwischen diesen Polen. Bei PKW beispielsweise
ist die Kapitalmarktexposition wegen der heraus-
ragenden Rolle von Ankerinvestoren gering. Das
Unternehmen verfolgt eine ausgeprägte Wachs-
tumsstrategie. Diese ist allerdings gekoppelt an am-
bitionierte Renditeziele, die an der Kapital- und an
der Umsatzrendite gemessen werden.
Eine unmittelbare Anbindung der Kennziffern der
Erfolgsentgelte besteht nur bei einer Minderheit der
Fälle. Nur bei Antrieb, Elektronik, Fahrzeug und
Jet sind die Kenziffern der Unternehmenssteuerung
auch als Kennziffern für die Berechnung der Er-
folgsentgelte übernommen worden. Hier ist ver-
sucht worden, eine Homogenität der Kennziffern-
steuerung zu schaffen, die auch die Entgelte
einbezieht. Dabei sind übrigens keine Zusammen-
hänge zur Kapitalmarktexposition der Unterneh-
men festzustellen. Bei Antrieb, Elektronik und Jet
sind dafür mit dem Wertbeitrag (Antrieb, Elektro-
nik) bzw. dem Cash Flow (Jet) wertorientierte
Kennziffern eingeführt worden, die jeweils die Ka-
pitalkosten mit einbeziehen. In diesen Unternehmen
gilt mithin: Ist das Unternehmen – oder bei Elektro-
nik und Fahrzeug auch die Geschäftseinheit – nach
den Kriterien der Unternehmenssteuerung erfolg-
reich, so profitieren davon auch die Beschäftigten;
ist das Unternehmen oder die Geschäftseinheit
nicht erfolgreich, bekommen die Beschäftigten dies
in Form ausbleibender Erfolgsentgelte zu spüren.
Dennoch aber wird weder in diesen noch in den an-
deren Unternehmen der finanzwirtschaftliche Bezug
der Kennziffern in der Unternehmenssteuerung
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oder in der Personalpolitik offensiv für die Verall-
gemeinerung einer „Wertorientierung“ im Manage-
ment oder unter den Tarifbeschäftigten genutzt.
5.4 Begründungsordnungen
Mit welchen Begründungen legitimieren die be-
trieblichen Akteure die Erfolgsentgelte? Welche
Rolle spielt dabei das Begründungsmuster der Fi-
nanzialisierung? Die Begründungsordnungen für
Erfolgsentgelte sind in den Fällen des Unter-
suchungssamples überaus heterogen, weil vertei-
lungs- und leistungspolitische Begründungen
ebenso kombiniert werden wie input- und output-
bezogene Leistungsdimensionen. Die Heterogenität
spiegelt zum einen die Unterschiede in den Zielset-
zungen der Akteure wider. Zugleich aber erhçht sie
die Anschlussfähigkeit der Erfolgsentgelte für viel-
fältige Begründungen und Forderungen. Dies ma-
chen sich die Betriebsräte insbesondere dann zunut-
ze, wenn es um die Verhandlung der Entgelthçhe
mit der Unternehmensseite oder um die grundsätzli-
che Begründung der Erfolgsentgelte geht.
Verteilungspolitische Begründungen werden natur-
gemäß von den Interessenvertretungen ins Spiel ge-
bracht. Die ist insbesondere dann der Fall, wenn
Erfolgsentgelte als Gegenleistung für materielle
Konzessionen vereinbart werden oder damit über-
tarifliche Leistungen der Unternehmen abgesichert
werden sollen. In diesen Fällen werden die Unter-
nehmen von den Interessenvertretungen häufig er-
mahnt, ihre verbindlichen Verpflichtungen gegen-
über den Beschäftigten auch einzuhalten. Die
verteilungspolitischen vermischen sich aber zumeist
mit leistungspolitischen Begründungen. So begrün-
det bei Limousine der Betriebsrat die hohen Er-
folgsentgelte mit zwei Argumenten: dass sich die
Beschäftigten das Erfolgsentgelt durch ihre harte
Arbeit und ihren Einsatz für das Unternehmen erar-
beitet haben und das Erfolgsentgelt deshalb leis-
tungsgerecht und als Ausgleich für die Tarifabwei-
chung bei der ERA-Einführung eine Kompensation
für den Verzicht sei, den die Belegschaft Jahr für
Jahr hinnimmt. Auch bei PKW vermischen sich ver-
teilungs- und leistungspolitische Begründungen.
Dabei betonen die Betriebsräte im Falle schwacher
Ergebnisse, dass die Ergebnisbeteiligung eine Kom-
pensation für die unbezahlte Arbeitszeitverlänge-
rung darstelle und deshalb nicht zu knapp ausfallen
dürfe. In Phasen guter Ergebnisse hingegen legiti-
mieren sie ihre Forderungen vor allem mit dem
Arbeitsaufwand der Beschäftigten, der sich ins-
besondere in Mehrarbeit und Arbeit jenseits der
Normalarbeitszeiten ausdrückt.
Ähnliche Verknüpfungen gelten innerhalb der Leis-
tungsbegründungen auch für input- und outputbe-
zogene Begründungsmuster. Wenig überraschend
stehen für die Unternehmen outputbezogene, da-
runter wirtschaftliche und marktorientierte Begrün-
dungsmuster im Vordergrund wie die Flexibilisie-
rung der Personalkosten oder die Anbindung der
Beschäftigten an den Markt. Über die Marktorien-
tierung soll zugleich die Arbeitsleistung der Be-
schäftigten positiv beeinflusst werden. Diese Um-
deutung der Leistungsbegründung von Output- in
Inputbezug ist aber alles andere als unproblema-
tisch, und die betrieblichen Akteure sind sich dessen
bewusst. In fast allen Fällen wird der fehlende kau-
sale Bezug zwischen Markterfolg und individueller
Leistung beklagt. Zugleich wird nur bei Fahrzeug
die Einführung der Erfolgsentgelte ausdrücklich in
einen Rahmen der Finanzialisierung und Wertorien-
tierung gestellt. In allen anderen Fällen spielt die
Wertorienterung als Begründungsordnung zumin-
dest für die Erfolgsentgelte keine Rolle – sehr wohl
allerdings für die Entscheidungen über Investitio-
nen.
Bei den leistungspolitischen Begründungen der Inte-
ressenvertretungen dominiert eindeutig der Input-
bezug. Erfolgsentgelte sind demnach dadurch legiti-
miert, dass sie einen Einsatz der Beschäftigten
widerspiegeln, der als entscheidend für den Markt-
erfolg betrachtet wird. Dieses Argument spielt in
allen Fällen eine große Rolle, in denen die Erfolgs-
entgelte nachverhandelt werden. Die Betriebsräte
begründen Forderungen nach hçheren Erfolgsent-
gelten damit, dass die Beschäftigten durch Zusatz-
schichten oder hohe Taktgeschwindigkeiten einen
erhçhten Aufwand betrieben haben, wodurch ihnen
ein hçherer Anteil an den Erfolgen zustehe, als er
durch die Kennziffern eigentlich errechnet würde.
Trotz der Existenz einer kollektiven Regelung, einer
eindeutigen Kennziffer und einer mathematischen
Formel für Berechnung der Hçhe der Erfolgsbetei-
ligung bleibt das Erfolgsentgelt damit eine politisch
umkämpfte Grçße.
6. Schlussbetrachtung
Welche Zusammenhänge bestehen zwischen dem
Entwicklungstrend der Finanzialisierung der Unter-
nehmenssteuerung und der Entwicklungsdynamik
der Erfolgsentgelte? Und welche entgelt- und vertei-
lungspolitischen Konsequenzen gehen mit der Aus-
breitung von Erfolgsentgelten in den Großunter-
nehmen einher? Auf der einen Seite liefern die
Befunde deutliche Anzeichen dafür, dass Erfolgsent-
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gelte als entgeltpolitischer Ausdruck der Finanziali-
sierung betrachtet werden kçnnen. Dafür spricht
zunächst die Tatsache, dass nicht der wirtschaftli-
che Erfolg auf den Produktmärkten – gemessen an-
hand des Umsatz- oder Marktanteilswachstum des
Unternehmens – für die Zahlung von Erfolgsentgel-
ten ausschlaggebend ist, sondern der Erfolg, der
sich in finanzwirtschaftlichen und renditebezoge-
nen Kennziffern niederschlägt und nachweisen
lässt. Beide Erfolgskriterien kçnnen sich decken
oder auseinanderfallen, je nachdem, ob das Markt-
wachstum eines Unternehmens auch kurzfristig ren-
ditesteigernd wirkt oder sich die Renditesituation
verschlechtert. Erfolgsentgelte ohne ausdrückliche
Bindung an finanzwirtschaftliche Kennziffern fin-
den sich – zumindest in den Großunternehmen der
Metall- und Elektroindustrie – so gut wie nicht
mehr. Mehr noch, innerhalb der Kennziffern ist in
den neueren Vereinbarungen auch ein Trend zu
wertorientierten Kennziffern festzustellen, die die
Kapitalkosten berücksichtigen und damit den
„Mehrwertanteil“ ausweisen, der für Investoren –
also die Shareholder – erzielt wird. In allen Unter-
nehmen des Untersuchungssamples geben inzwi-
schen finanzwirtschaftliche Kontrollformen den
Takt an, die darauf beruhen, dass operativ selbst-
ständige Geschäftseinheiten nach finanzwirtschaft-
lichen Kennziffern und Vorgaben gesteuert werden.
Dies ist der Kern der Finanzialisierung, und er ist
der unbestrittene Rahmen für die Regulierung der
Erfolgsentgelte. Mehr noch, die finanzwirtschaftli-
chen Kontrollformen haben insgesamt zu einem
Wandel der Verhandlungskontexte in den betriebli-
chen Arbeitsbeziehungen geführt, weil sie Betriebe,
Geschäftsfelder oder Investitionen an finanzwirt-
schaftliche Ziele binden und damit einen Kosten-
druck erzeugen, der sich auf die Arbeitsstandards
und -bedingungen auswirkt und die Betriebsräte in
die Defensive zwingt.
Auf der anderen Seite bestätigt sich, dass aus dem
Entsprechungsverhältnis zwischen Finanzialisierung
und Erfolgsentgelten kein ursächlicher Zusammen-
hang abzuleiten ist. So liegt die Initiative für die Ein-
führung von Erfolgsentgelten zumeist bei den Be-
triebsräten, die Erfolgsentgelte als Kompensation für
Konzessionen in betrieblichen Beschäftigungsbünd-
nissen oder als Instrument zur Absicherung über-
tariflicher Leistungen einfordern. Erfolgsentgelte
sind mithin nicht das Ergebnis einer umfassenden
Unternehmensstrategie der Finanzialisierung. Auch
ist in der betrieblichen Regulierungspraxis das
Band zwischen Finanzialisierung und Erfolgsentgel-
ten häufig nur lose geknüpft. Dies zeigt sich zumin-
dest an drei Punkten. Erstens ist festzustellen, dass
die Finanzialisierung als ausdrückliche Begrün-
dungsordnung für die Erfolgsentgelte keine große
Rolle spielt. Der Verweis auf Shareholder Value,
Wertorientierung oder eine finanzwirtschaftliche
Unternehmensführung ist im Untersuchungssample
nur bei Fahrzeug zu beobachten. In den anderen
Fällen orientieren sich die Begründungsmuster vor
allem an der Verteilungs- und der Leistungsgerech-
tigkeit in ihren unterschiedlichen Dimensionen.
Zweitens sind die Kennziffern zur Ermittlung der
Erfolgsentgelte nur selten an die Kennziffern der
Unternehmenssteuerung angeschlossen. Teilweise
laufen die Kennziffern unverbunden nebeneinander
her. Teilweise sind sie zwar verbunden, doch geht
damit keine personalpolitische Konsequenz einher.
Eine kohärente Personalstrategie der Wertorientie-
rung ist allenfalls in Ansätzen entwickelt. Und drit-
tens schließlich werden Erfolgsentgelte häufiger gar
nicht nach den finanzwirtschaftlichen Kennziffern
bestimmt, sondern durch Nachverhandlungen ver-
ändert und damit zu einem politischen Verhand-
lungsgegenstand zwischen den Betriebsparteien, der
wiederum Tür und Tor für Begründungen liefert,
die nichts mit einer wertorientierten Steuerung der
Unternehmen zu tun haben. Erfolgsentgelte kçnnen
also als Ausdruck einer finanzialisierten Unterneh-
menssteuerung betrachtet werden, doch nicht als
Ergebnis einer einheitlichen Managementstrategie
oder Entwicklungslogik der Finanzialisierung. Zu
wichtig sind dafür die Betriebsräte als treibende
Kräfte der Einführung und als Akteure der Politisie-
rung von Erfolgsentgelten.
Unzweifelhaft aber sind Erfolgsentgelte zugleich
eine wichtige Quelle der Fragmentierung der Ent-
gelte. Die Entgeltfragmentierung hat jedoch auch
viele andere Quellen, darunter das Auseinander-
driften von Tarifnormen zwischen Branchen und
Beschäftigtengruppen, der Rückgang der Tarifbin-
dung, die Ausweitung prekärer Beschäftigungsver-
hältnisse und, damit verbunden, die Herausbildung
eines Niedriglohnsektors. An diesen Differenzie-
rungslinien setzt auch die Erfolgsbeteiligung an und
verstärkt die bestehenden Entgeltunterschiede.
Zum einen fçrdern Erfolgsentgelte Entgeltdifferen-
zen zwischen unterschiedlichen Betrieben. Die Frag-
mentierungslinien werden vor allem durch die Stufen
der automobilen Wertschçpfungskette gezogen, zwi-
schen denen eine Umverteilung zugunsten der End-
hersteller stattfindet – und in weit geringerem Maße
auch zugunsten der großen Systemzulieferer. Und
zum anderen verschärft die Erfolgsbeteiligung Frag-
mentierungen zwischen unterschiedlichen Beschäf-
tigtengruppen: zwischen hoch- und niedrig qualifi-
zierten, zwischen Männern und Frauen, am stärks-
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ten aber zwischen Stammbelegschaften und den pre-
kär Beschäftigten, die in der Metall- und Elektro-
industrie vornehmlich LeiharbeitnehmerInnen sind.
Erfolgsentgelte signalisieren damit einen grund-
legenden Vorzeichenwechsel bei der Ausschçpfung
betrieblicher Verteilungsspielräume jenseits der Flä-
chentarifverträge. Nach langen Jahren der Stagna-
tion und des Abbaus übertariflicher Leistungen seit
den 1980er Jahren ist die Ausweitung der Lohndrift
nun wieder auf die Tagesordnung zurückgekehrt.
Die Vorzeichen haben sich jedoch im Vergleich zu
den 1960er und 70er Jahren gewandelt: Anders als
damals ist die Grundlage übertariflicher Vertei-
lungsspielräume nicht ein breiter Wachstumspro-
zess, aus dem einige überdurchschnittlich erfolgrei-
che Unternehmen herausstechen. Ausgangspunkt
der Verteilungsspielräume in den Großunterneh-
men sind nun auch Umverteilungen innerhalb von
automobilen Wertschçpfungsketten, Konzessionen
der Beschäftigten in Beschäftigungspakten, die
wachsende Unternehmensgewinne nach sich ziehen,
und Lohnfragmentierungen zwischen Stammbeleg-
schaften und Leiharbeitsbeschäftigten. Sicherlich
setzt die Zahlung von Erfolgsentgelten auch weiter-
hin den Markterfolg voraus, und bei den großen
Automobilendherstellern beruht ein guter Teil der
hohen Erfolgsentgelte auf Qualität, Innovationen
und konkurrenzfähigen Produkten; ein anderer Teil
jedoch ist Ausdruck einer Umverteilung zwischen
Unternehmen, zwischen Unternehmen und Beschäf-
tigten und zwischen unterschiedlichen Beschäftig-
tengruppen.
In diesem Rahmen haben sich Erfolgsentgelte zu
einer neuen entgeltpolitischen Kompromisslinie
zwischen den Betriebsparteien entwickelt. Für die
Betriebsräte erçffnen sie die Mçglichkeit, übertarif-
liche Leistungen abzusichern oder Gegenleistungen
der Unternehmen einzufordern, und für die Unter-
nehmen sind sie interessant, weil sie das Gütesiegel
einer modernen Entgeltpolitik zu tragen scheinen
und weil sie bestens zu den finanzwirtschaftlichen
Kontrollformen passen, die in den Unternehmen in-
zwischen verbreitet sind. Damit sind sie für beide
Seiten der betrieblichen Arbeitsbeziehungen attrak-
tiv: Erfolgsentgelte fçrdern zum einen die Umver-
teilung zugunsten der Unternehmen, sind aber
zugleich ein wirkungsvolles Instrument, diese Um-
verteilung zumindest für die Stammbeschäftigten
der begünstigten Unternehmen zu kompensieren.
Erfolgsentgelte stecken voller Ambivalenzen – so-
wohl als Ausdruck der Finanzialisierung als auch
als Triebkraft der Entgeltfragmentierung.
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